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Illegale Bauten ausserhalb der Bauzone – neue Zuständigkeit und Verjährung

Ausgangslage Wiederherstellung des 
rechtmässigen Zustands 
Wenn jemand ohne die erforderliche 
Bewilligung baut oder erheblich von 
den genehmigten Plänen abweicht, 
bedeutet dies nicht automatisch, dass 
das Bauwerk oder die Anlage abge-
brochen werden muss. Vielmehr ist 
im Rahmen eines nachträglichen Bau-
bewilligungsverfahrens zu prüfen, ob 
die bereits errichteten Bauteile 
grundsätzlich bewilligungsfähig sind. 
Falls nein, ist zu prüfen, ob eine Wie-
derherstellung des rechtmässigen Zu-
stands – sprich ein (teilweiser) Ab-
bruch – anzuordnen ist.  
 
Bei Bauten und Anlagen ausserhalb 
der Bauzone ist im Kanton Zürich die 
Baudirektion für das nachträgliche 
Bewilligungsverfahren zuständig. Im 
nachträglichen Bewilligungsverfahren 
hat daher das Amt für Raumentwick-
lung des Kantons Zürich (ARE) zu prü-
fen, ob für die Baute eine Bewilligung 
nach Art. 24 ff. RPG erteilt werden 
kann. Falls dies nicht der Fall ist, muss 
nach der heutigen Rechtslage aber 
die kommunale Baubehörde über die 
Wiederherstellung des rechtmässigen 
Zustands entscheiden (BRKE III Nr. 
0029/2007, in: BEZ 2007 Nr. 24). Der 
Entscheid beinhaltet insbesondere 
eine Prüfung, ob die Wiederherstel-
lung verhältnismässig ist. 
 
 
 

Was ändert sich ab dem 1. Juli 2026? 
Neu schreibt das RPG ausserhalb der 
Bauzone vor, dass nur die zuständige 
kantonale Behörde einen Verzicht auf 
die Wiederherstellung entscheiden 
kann (Art. 25 Abs. 4 RPG). Art. 25 
Abs. 4 RPG führt also im Kanton Zü-
rich zu einer neuen Zuständigkeits-
ordnung: Die Wiederherstellung des 
rechtmässigen Zustands ausserhalb 
der Bauzone wird neu vom ARE ge-
prüft. Ab dem 1. Juli 2026 sind die 
kommunalen Baubehörden dafür 
nicht mehr zuständig. 
 
Umsetzung im Kanton Zürich und 
Empfehlung an Gemeinden 
Wie diese neue Kompetenzzuteilung 
im Kanton Zürich umgesetzt wird, ist 
momentan offen. Gemäss einer infor-
mellen Auskunft aus dem ARE ist vor-
gesehen, dass das ARE zwar über die 
Verhältnismässigkeit der Wiederher-
stellung entscheidet. Die kommuna-
len Baubehörden sollen aber dafür 
zuständig bleiben, die Wiederherstel-
lung zu vollstrecken – wobei das ARE 
sie dabei unterstützen werde. Trotz 
der neuen Zuständigkeit werden die 
Gemeinden also mit der Wiederher-
stellung ausserhalb der Bauzone wei-
terhin in Kontakt kommen. Fraglich ist 
auch, ob das ARE die zusätzliche Ar-
beit zeitnah mit den aktuellen Res-
sourcen stemmen kann, oder ob es zu  
 
 

einer Verlängerung der Verfahren 
kommen wird.  
Aufgrund des absehbaren Zuständig-
keitswechsels ist kommunalen Bau-
behörden zu empfehlen, sich mit dem 
ARE abzusprechen, falls bis zum 
1. Juli 2026 Entscheide über die Wie-
derherstellung ausserhalb der 
Bauzone getroffen werden müssen. 
 
Ausgangslage Verjährung der Wie-
derherstellung des rechtmässigen 
Zustands 
Das Bundesgericht hat bisher in kon-
sequenter Rechtsprechung entschie-
den, dass die Wiederherstellung des 
rechtmässigen Zustands innerhalb 
der Bauzone nach 30 Jahren verwirkt 
(BGE 107 Ia 121). Der Grundeigentü-
mer "ersitzt" also nach 30 Jahren das 
Recht, den widerrechtlichen Zustand 
beizubehalten. 
 
Ausserhalb der Bauzone galt bis am 
1. Januar 2026 die Unverjährbarkeit 
des Anspruchs auf Wiederherstellung 
des rechtmässigen Zustands. Das 
Bundesgericht hat dies in 
BGE 147 II 309 entschieden (vgl. E. 5 
sowie insb. E. 5.7). Seit diesem Leiten-
tscheid mussten die zuständigen Bau-
behörden also auch dann tätig wer-
den, wenn der widerrechtliche Zu-
stand vor mehr als 30 Jahren realisiert 
wurde. 
 
 

Der Bund hat das RPG teilrevidiert. Neu sind die Kantone für den Entscheid zuständig, ob bei illegalen Bauten ausserhalb 
der Bauzone der rechtmässige Zustand wiederherzustellen ist. Zudem wird die bundesgerichtliche Rechtsprechung ge-
ändert, nach welcher die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands ausserhalb der Bauzone unverjährbar ist. Die 
erste Etappe der Teilrevision trat am 1. Januar 2026 in Kraft, die zweite Etappe wird am 1. Juli 2026 in Kraft treten. Was 
sich für kommunale Baubehörden im Kanton Zürich ändert, wird nachfolgend erörtert. 
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Was änderte sich ab dem 1. Januar 
2026? 
Das Bundesparlament hat die darge-
stellte Rechtsprechung mit der jetzi-
gen Teilrevision des RPG geändert. Es 
hat eine Verjährungsfrist für die Wie-
derherstellung des rechtmässigen Zu-
stands ausserhalb der Bauzone 
im RPG festgeschrieben 
(Art. 25 Abs. 5 RPG). Die Verjährungs-
frist für die Wiederherstellung be-
trägt seit dem 1. Januar 2026 eben-
falls (wieder) 30 Jahre. Der Gesetzge-
ber bezweckte mit dieser Änderung 
auch eine Angleichung der Verjäh-
rungsfristen innerhalb und ausserhalb 
der Bauzonen. 
 
Übergangsrecht 
Weder das RPG noch die Materialien 
zu dieser Revision enthalten Bestim-
mungen und/oder Hinweise zum zeit-
lichen Anwendungsbereich der 
neuen Verjährungsfrist von 
Art. 25 Abs. 5 RPG. In den Räten 
wurde zwar kontrovers über die Ein-
führung der Verjährungsfrist disku-
tiert, jedoch wurden keine Über-
gangsbestimmungen festgelegt. Da 
Art. 25 Abs. 5 RPG ohne spezifische 
Übergangsbestimmungen in Kraft ge-
treten ist, stellt sich zwangsläufig die 
Frage nach seinem intertemporalen 
Anwendungsbereich. Unklar ist insbe-
sondere, ob Art. 25 Abs. 5 RPG auf wi-
derrechtliche Bauten, die bereits seit 
mehr als 30 Jahren bestehen, Anwen-
dung findet. Das ARE vertritt auf einer 
Informationsseite zur vorliegenden 
RPG-Revision die Meinung, die neue 
Verjährungsfrist sei in solchen Kons-
tellationen anwendbar. Dementspre-
chend sei die Entfernung von wider-
rechtlichen Bauten und Anlagen, die 
seit mehr als 30 Jahren bestehen, 
nicht mehr anzuordnen 
(https://www.zh.ch/de/planen-bauen/ 
raumplanung/raumplanung-flexdata/ 
fachthema-projekt/raumplanungsgesetz-

rpg-2-umsetzung.html).  

Ob sich diese Meinung mit dem Rück-
wirkungsverbot verträgt, ist allerdings 
unklar. Ferner ist unklar, ob bereits 
vor Inkrafttreten der Norm verstri-
chene Zeiträume an die neue 30-jäh-
rige Verjährungsfrist angerechnet 
werden können und ab wann die 30-
jährige Verjährungsfrist zu laufen be-
ginnt.  
 
Auch unklar ist, ob es sich effektiv um 
eine Verjährungsfrist handelt, die un-
terbrochen werden könnte, bspw. 
durch Beschlüsse der Bewilligungsbe-
hörden, die eine Wiederherstellung 
verlangen. Das ARE scheint der Mei-
nung zu sein, dass die Verjährungs-
frist unterbrochen wird, wenn die Be-
willigungsbehörden innert Frist eine 
Wiederherstellung verlangen 
(https://www.zh.ch/de/planen-bauen/ 
raumplanung/raumplanung-flexdata/ 
fachthema-projekt/raumplanungsgesetz 

-rpg-2-umsetzung.html). 
 
Diese ungeklärten Fragen führen so-
wohl für Eigentümer als auch für Be-
willigungsbehörden zu erheblicher 
Rechtsunsicherheit. Denn für die Be-
hörden ist unklar, ob Eigentümer den 
Bestand widerrechtlicher Bauten be-
reits "ersessen" haben, wenn sie aus-
serhalb der Bauzone seit mehr als 30 
Jahren bestehen. Eigentümer müssen 
gleichzeitig sorgfältig prüfen, ob bau-
liche Änderungen am Objekt eine 
neue Verjährungsfrist auslösen kön-
nen. 
 
Lösungsansätze 
Eine Klärung zur Anwendbarkeit der 
neuen Verjährungsfrist wird wohl nur 
durch entsprechende Gerichtsurteile 
erfolgen können. Denkbar ist, dass die 
Gerichte die bundesgerichtliche 
Rechtsprechung zur 30-jährigen Ver-
jährungsfrist innerhalb der Bauzone 
heranziehen. Bis klärende Gerichtsur-
teile vorliegen, wird jeweils eine Ein-
zelfallbeurteilung vorgenommen 

werden müssen. Der Beizug erfahre-
ner Baujuristinnen und Baujuristen ist 
diesbezüglich empfehlenswert.  
 
Abschliessend ist es zu kritisieren, 
dass der Bundesgesetzgeber eine Ver-
jährungsfrist ohne Übergangsbestim-
mungen eingeführt hat. Die dadurch 
geschaffene Rechtsunsicherheit wer-
den Bewilligungsbehörden und Eigen-
tümer "ausbaden" müssen. 
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Liebe Leserinnen und Leser 

 

Wir freuen uns, Ihnen mitzutei-
len, dass wir unser Team per 
1. Februar 2026 mit Rechtsan-
walt Stefan Schönholzer ver-
stärkt haben. 

 

Rechtsanwalt Schönholzer stu-
dierte Rechtswissenschaften an 
der Universität Zürich. 2025 er-
warb er das Anwaltspatent. Vor 
dem Erwerb des Anwaltspatents 
sammelte er Erfahrungen in ei-
ner Baurechts- sowie einer Wirt-
schaftskanzlei in Zürich und als 
Gerichtsschreiber am Bezirksge-
richts Zürich. 

 

Das gesamte Team von BAUM-
BERGER RECHTSANWÄLTE unter 
stützt Sie auch 2026 weiterhin 
gerne mit Fachwissen und Erfah-
rung in allen Gebieten des Bau- 
und Immobilienrechts. 

MLaw Stefan Schönholzer 
Rechtsanwalt bei 
BAUMBERGER RECHTSANWÄLTE 
Telefon +41 52 245 01 45 
schoenholzer@baumberger-rechtsanwaelte.ch 
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